
§ 7 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Harmonisierung der
Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister

Die Vorlage im Überblick

Der Landsgemeinde wird ein Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Harmonisierung der
Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister (Registerharmonisierungsgesetz) unterbreitet.
Mit dem neuen Gesetz wird die Volkszählung modernisiert. In Zukunft gibt es nicht mehr alle zehn Jahre
eine landesweite Volkszählung mit Fragebogen; die Erhebungen erfolgen im Einjahresrhythmus aus 
bestehenden Verwaltungsregistern. Zudem schafft das Gesetz die Grundlage für eine kantonale Daten-
plattform im Zuge der Gemeindestrukturreform und setzt die Vorgaben des Bundes für elektronische 
Abstimmungsmöglichkeit der Auslandschweizer (E-Voting) um. 

Neue Volkszählung ab 2010

Dank dem Registerharmonisierungsgesetz wird bereits 2010 auf eine grosse, landesweite Vollerhebung
verzichtet; es wird sie auch nicht mehr alle zehn Jahre geben. Ab 2010 werden jährlich Daten aus den
Einwohnerregistern der Gemeinden und Kantone, den Personenregistern des Bundes und dem eidgenös-
sischen Gebäude- und Wohnungsregister abgerufen. Es müssen die rund 2800 Einwohnerregister in den
Kantonen und Gemeinden sowie die grossen Personenregister des Bundes im Zivilstands-, Ausländer-
und Flüchtlingsbereich harmonisiert werden. Zahlreiche Register tauschen bereits Daten untereinander
aus (z. B. Geburten, andere Zivilstandsereignisse, Einreise in die Schweiz). Dieser Datenaustausch erfolgt
mangels einer sicheren und eindeutigen Identifikation der Personen noch mehrheitlich manuell, was sehr
aufwändig und ineffizient ist. Mit einer zentralen Datendrehscheibe und einer Personenidentifikations-
nummer wird dies künftig vermieden. Zusätzlich wird das eidgenössische Gebäude- und Wohnungs-
register mit den Einwohner- und Personenregistern verknüpft, um registerbasierte Aussagen über die
Bildung von Haushalten und die Wohnverhältnisse zu erhalten (z. B. Anzahl Bewohner pro Wohnung oder
Zimmer).

Zentrale elektronische Datenplattform

Eine mit der Gemeindestrukturreform umzusetzende Datenplattform für Personendaten ermöglicht die
Nutzung durch kantonale und kommunale Verwaltungsstellen. Eine Adresse muss nur noch bei der
Einwohnerkontrolle der Gemeinden geändert werden. Sie steht danach automatisch allen andern
berechtigten Stellen zur Verfügung; die in den Einwohnerregistern vorhandenen Daten müssen auf
Kantons- und Gemeindeebene nicht mehrfach geführt bzw. mutiert werden. 

Im Landrat war die Vorlage im Grundsatz unbestritten. Der Landrat nahm nur wenige formelle Korrekturen
vor. Er beantragt der Landsgemeinde, der Vorlage zuzustimmen. 

1. Ausgangslage

Der Bund kann Vorschriften über die Harmonisierung und Führung amtlicher Register erlassen, um den
Erhebungsaufwand möglichst gering zu halten (Art. 65 Abs. 2 Bundesverfassung; BV). Er erliess das Gesetz
über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister (Registerharmoni-
sierungsgesetz; RHG). Die Umsetzung obliegt Kanton und Gemeinden. Das Registerharmonisierungsgesetz
modernisiert die Volkszählung 2010. Künftig soll es nicht mehr alle zehn Jahre eine landesweite Vollerhebung
geben, bei der alle Personen einen Fragebogen ausfüllen müssen. Vielmehr werden im Einjahresrhythmus
systematische Erhebungen aus bestehenden Verwaltungsregistern ausgewertet. Ab 2010 sollen Daten aus
den Einwohnerregistern der Gemeinden und Kantone, den Personenregistern des Bundes und dem
eidgenössischen Gebäude- und Wohnungsregister abrufbar sein. Damit die Daten für die Statistik effizient
genutzt bzw. verglichen werden können, müssen die rund 2800 Einwohnerregister in den Kantonen und
Gemeinden sowie die grossen Personenregister des Bundes im Zivilstands-, Ausländer- und Flüchtlings-
bereich vereinheitlicht oder eben harmonisiert werden.

Zahlreiche Register tauschen bereits heute unter Beachtung gesetzlicher Vorschriften Daten miteinander aus
(z. B. Geburten, andere Zivilstandsereignisse, Einreise in die Schweiz). Dies erfolgt mangels sicherer und
eindeutiger Identifikation der Personen mehrheitlich manuell. Dabei müssen elektronisch vorhandene Daten
immer wieder ab Papier von Hand neu erfasst und kontrolliert werden. In Zweifelsfällen muss bei der Person
oder einer anderen Amtsstelle rückgefragt werden. In Zukunft werden solche Medienbrüche beim Daten-
austausch vermieden. Dazu wird mit der Harmonisierung der amtlichen Personenregister eine zentrale
Datendrehscheibe (sedex) und eine Personenidentifikationsnummer eingeführt.
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Zusätzlich zu den Einwohner- und Personenregistern stellt das eidgenössische Gebäude- und Wohnungs-
register (GWR) des Bundesamts für Statistik eine wichtige Datenquelle dar. Es gibt Auskunft über Bestand
und Struktur von Gebäuden und Wohnungen. Die Zusammenführung mit den Personenregistern erlaubt
registerbasierte Aussagen über Haushalte und Wohnverhältnisse (z. B. Anzahl Bewohner pro Wohnung oder
Zimmer). Das effiziente und sichere Zusammenführen der Informationen aus den zahlreichen involvierten
Registern setzt übergreifende Identifikatoren voraus: einheitlicher Personenidentifikator in den Personen-
registern, Übernahme des eidgenössischen Gebäudeidentifikators und des eidgenössischen Wohnungs-
identifikators in die Einwohnerregister.

2. Handlungsbedarf

Das Registerharmonisierungsgesetz bringt im Kanton und in den Gemeinden Handlungsbedarf.
Kanton:
– Anschlussgesetzgebung zum Registerharmonisierungsgesetz;
– Sicherstellung und Überwachung der prozessmässigen und technischen Umsetzung der Register-

harmonisierung im Kanton;
– Qualitätssicherung der laufenden Registerführung.
Gemeinden:
– Führen der Einwohnerdaten und Objektdaten (GWR) gemäss dem vom Bund vorgegebenen Merkmals-

katalog;
– Zuordnung der neuen Versichertennummer auf die entsprechenden Personen;
– Zuordnung der Gebäude/Wohnungen auf die Personen;
– technische Anpassung der Gemeindeinformatiksysteme.

Das Departement Sicherheit und Justiz wurde mit der Umsetzung beauftragt; es setzte dafür eine Arbeits-
gruppe ein.

3. Gesetzliche Anpassungen

Die Vorlage passt das kantonale Recht an das Registerharmonisierungsgesetz an. Die weiteren Bereiche
bilden nicht Gegenstand dieser Vorlage; auf sie wird nur kurz eingegangen. Ihre Umsetzung erfolgt in eigenen
Teilprojektgruppen auf Stufe Kanton und Gemeinde. Das Registerharmonisierungsgesetz verpflichtet die
Kantone, die Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Der Spielraum ist dabei begrenzt. So ist der
Mindestinhalt, den die Einwohnerregister enthalten müssen, bundesrechtlich vorgeschrieben. Das gleiche
gilt für die Verpflichtung, die Einwohnerregisterdaten bei Zu- und Wegzug in elektronischer Form
verschlüsselt weiterzuleiten, damit sie am neuen Ort nicht grundlegend neu erfasst werden müssen. Derzeit
regelt das Gesetz über Niederlassung und Aufenthalt (NAG) das Einwohnerregisterwesen im Kanton, inkl. der
Vorschriften zu den Meldepflichten und zur Aufbewahrung der Schriften. Das neue Registerharmonisierungs-
recht erfordert die Ablösung durch ein neues Gesetz. Viele bisherige Bestimmungen können aber
unverändert oder in nur leicht angepasster Form übernommen werden. Gänzlich aufzuheben sind
Bestimmungen zu den politischen Rechten; diesen Bereich regeln die Kantonsverfassung und das kantonale
Gesetz über die Wahlen und Abstimmungen an der Urne abschliessend.

4. Finanzielle Auswirkungen

Die Registerharmonisierung kann nicht ohne Aufwand für Kanton und Gemeinden umgesetzt werden. So
fallen für die Anpassung der Informatiksysteme der Gemeinden einmalige Kosten an, wobei sich diese je
nach Software, Wartungsvertrag und vorgenommener Updates stark unterscheiden können. Zusätzlich 
sind von den Gemeinden die Einwohner- und Objektregister zu verknüpfen und nachzuführen, die Merkmale
zu harmonisieren und die neue Versichertennummer einzuführen. Demgegenüber werden ihre 
Einwohnerkontrollen bei Zuzügen von Personen aus anderen Gemeinden entlastet, da die Daten von der
Wegzugsgemeinde übernommen werden können. Bei den Volkszählungen musste Hilfspersonal beigezogen
werden; diese Kosten entfallen bei der registerunterstützten Volkszählung. Zudem bieten harmonisierte
elektronische Register eine Basis für E-Government-Lösungen und für administrative Vereinfachungen. Im
Kanton Glarus hätten die Daten der Einwohnerregister für das Überführen in die drei neuen Gemeinden
sowieso harmonisiert werden müssen. Das Registerharmonisierungsgesetz sowie die zur Verfügung
gestellten Informatiklösungen (sedex) erleichtern diese Aufgaben und sind kostengünstiger. Mit Blick auf die
Gemeindestrukturreform spart die Registerharmonisierung Kanton und Gemeinden mittelfristig Kosten.
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5. Zentrale elektronische Datenplattform

Die Registerharmonisierung vermag auch Synergieeffekte im Datenverkehr zu nutzen. Heute muss eine
Adressänderung verschiedenen kommunalen und/oder kantonalen Stellen mitgeteilt werden, die je für ihre
Zwecke Register führen. Eine kantonale Datenplattform vereinfachte dies. Die Einwohnerkontrollen
übermitteln ihr die Personendaten, die danach von anderen genau definierten Verwaltungsstellen abgerufen
werden können. Die Einwohner müssen eine Adressänderung nur bei der betreffenden Einwohnerkontrolle
melden und die Änderung ist automatisch jeder anderen berechtigten Verwaltungsstelle bekannt, da sie alle
die gleiche Plattform nutzen; mehrfaches Führen bzw. Mutieren wird unnötig und die wesentlich höhere
Fehleranfälligkeit durch Mehrfacherfassen ausgeschaltet. Für eine zentrale Datenplattform schafft der vor-
liegende Erlass die gesetzliche Grundlage. Derzeit erfolgen Abklärungen bezüglich einer Umsetzung per
2011. Das Projekt einer zentralen Datenplattform wird noch der zuständigen Behörde (Regierungsrat, Landrat
oder Landsgemeinde) zur Krediterteilung zu unterbreiten sein.

6. Zeitplan

Die Volkszählung 2010 soll als Registerzählung durchgeführt werden. Dies erfordert die Bereinigung der
Einwohnerregister bis Ende 2009. Das kantonale Recht ist an der Landsgemeinde 2009 anzupassen. 

7. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Ende September 2008 ging der Entwurf für das Einführungsgesetz zum Registerharmonisierungsgesetz zur
Vernehmlassung an alle Ortsgemeinden, den Glarner Hauseigentümerverband, den Mieterverband des
Kantons Glarus sowie die im Landrat vertretenen Parteien. Bereits zuvor wurde dem Polizeivorsteherverband
(Vereinigung der kantonalen Einwohnerkontrolleure) die Möglichkeit geboten, sich zur Vorlage zu äussern;
seiner Eingabe schlossen sich sämtliche Gemeinden an. Auf Anpassungen aus der Vernehmlassung wird in
den Erläuterungen eingegangen.

Titel

Der bisherige Titel «Gesetz über Niederlassung und den Aufenthalt» wird umbenannt in «Einführungsgesetz
zum Bundesgesetz über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister»
(Einführungsgesetz zum Registerharmonisierungsgesetz; EG RHG). Dadurch wird klargestellt, dass es sich
um Ausführungsrecht zu einem Bundesgesetz handelt, das einheitliche Grundlagen im Einwohnermelde-
wesen für die ganze Schweiz vorgibt.

Ingress

Das Einführungsgesetz stützt sich auf das Registerharmonisierungsgesetz (Art. 21 Abs. 1 RHG) bzw.
hinsichtlich der Verwendung der neuen AHV-Versichertennummer auf das Bundesgesetz über die AHV 
(Art. 50e Abs. 3). Es enthält grundlegende Bestimmungen, für deren Erlass die Landsgemeinde zuständig ist.

Artikel 1; Zweck und Geltungsbereich

Die Grundanliegen werden umschrieben, nämlich die Regelung des Einwohnermeldewesens in Ausführung
des RHG und die Vereinfachung des Datenaustausches (Abs. 1). Der Erlass gilt auch für Personen mit
ausländischer Staatsangehörigkeit. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Ausländer- und Asylgesetz-
gebung (Abs. 2). Gemäss dem seit 1. Juli 2008 in Kraft stehenden Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über
die Ausländerinnen und Ausländer und zum Asylgesetz, sind die Einwohnerkontrollen auch für das
Meldewesen bei ausländischen Personen zuständig. 

Artikel 2; Zuständigkeiten

Die Gemeinden werden verpflichtet, durch die Einwohnerkontrolle ein elektronisches Einwohnerregister nach
den Bestimmungen des RHG zu führen (Abs. 1). Der Regierungsrat ist verantwortlich für Koordination, Durch-
führung und Qualitätskontrolle; er hat das zuständige Departement zu bezeichnen (Abs. 2). Bisher nahmen
diese Aufgaben verschiedene Stellen war: polizeiliche Aufgaben und Aufsicht über die Einwohnerkontrollen
das Departement Sicherheit und Justiz; Volkszählung und Anlaufstelle für Statistik die Staatskanzlei;
Spezialstatistiken (Lernende, Betriebszählung, Landwirtschaft, Bau usw.) die jeweiligen Fachstellen der
Departemente. Eine eigene Verwaltungsstelle für Statistik existiert im Kanton Glarus nicht. Im Bereich
Statistik ist eine Konzentration der Aufgaben bei einem Departement vorzusehen.
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Artikel 3; Einwohnerregister

Das RHG (Art. 6) legt eine Liste von Merkmalen und Identifikatoren fest, die in den kommunalen Einwohner-
registern zu führen sind:
– Versichertennummer nach Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (Art. 50c AHVG);
– Gemeindenummer des Bundesamtes und amtlicher Gemeindename;
– Gebäudeidentifikator nach GWR;
– Wohnungsidentifikator nach GWR, Haushaltszugehörigkeit und Haushaltsart;
– amtlicher Name und die anderen in den Zivilstandsregistern beurkundeten Namen einer Person;
– alle Vornamen in der richtigen Reihenfolge;
– Wohnadresse und Zustelladresse einschliesslich Postleitzahl und Ort;
– Geburtsdatum und Geburtsort;
– Heimatorte bei Schweizerinnen und Schweizern;
– Geschlecht;
– Zivilstand;
– Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlich oder auf andere Weise vom Kanton anerkannten Religions-

gemeinschaft;
– Staatsangehörigkeit;
– bei Ausländerinnen und Ausländern die Art des Ausweises;
– Niederlassung oder Aufenthalt in der Gemeinde;
– Niederlassungsgemeinde oder Aufenthaltsgemeinde;
– bei Zuzug: Datum und Herkunftsgemeinde beziehungsweise Herkunftsstaat;
– bei Wegzug: Datum und Zielgemeinde beziehungsweise Zielstaat;
– bei Umzug in der Gemeinde: Datum;
– Stimm- und Wahlrecht auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene;
– Todesdatum.

Weitere für amtliche oder statistische Zwecke erforderliche Daten können aufgenommen werden (Abs. 2).
Denkbar wäre es, Personen im Einwohnerregister zu führen, die zwar nicht in der Gemeinde wohnen, aber
einen andern Bezug zu ihr haben (selbstständige Erwerbstätigkeit, Grundbesitz usw.). Die Gemeinden sind
diesbezüglich anzuhören und der Datenschutzbeauftragte ist einzubeziehen. 

Artikel 4; Meldepflichten Einwohner

Bei einem Zuzug, Umzug oder Wegzug gilt weiterhin der Grundsatz der persönlichen Meldepflicht. Die neu
vom Bundesrecht vorgeschriebene Meldefrist von 14 Tagen gab schon das kantonale Recht vor (Abs. 1). Die
Meldung hat sowohl bei der Einwohnerkontrolle der Wegzugs- als auch der Zuzugsgemeinde zu erfolgen.
Personen, die eine selbstständige Erwerbstätigkeit aufnehmen, bleiben dazu verpflichtet, sich bei der
zuständigen Einwohnerkontrolle zu melden (Abs. 2). Im Einwohnerregister müssen nicht nur die Nieder-
gelassenen, sondern auch die Aufenthalter ab einer Aufenthaltsdauer von drei Monaten geführt werden; auch
sie unterliegen der Meldepflicht. Aufenthalter sind Personen, die in einer Gemeinde wohnen, ihre Schriften
jedoch in einer anderen Gemeinde hinterlegt haben und somit dort als Niedergelassene geführt werden bzw.
dort ihren Hauptwohnsitz haben (z. B. Wochenaufenthalter oder Personen mit Aufenthalt in Alters- und
Pflegeheimen, Internaten, Behinderteneinrichtungen, Gefängnissen, Klöstern usw.). Gemäss RHG sind einzig
Personen von der Meldepflicht ausgenommen, die nur vorübergehend und nicht länger als drei aufeinander
folgende Monate oder mehr als drei Monate innerhalb eines Jahres dauernd in einer Gemeinde verweilen
(Abs. 3).

Artikel 5; Meldepflichten Dritter

Erfahrungsgemäss nehmen nicht alle ihrer Meldepflichten wahr. Es werden daher ausdrückliche Melde-
pflichten statuiert für Vermieter, Liegenschaftsverwaltungen, Betriebe, die Gäste beherbergen, und Leiter von
Kollektivhaushalten (Abs. 1–3); mit Ausnahme der Leiter von Kollektivhaushalten waren diese schon bisher
meldepflichtig. Die Meldepflicht Dritter ersetzt jedoch die persönliche Meldepflicht nicht (Verweis in Abs. 4
auf Art. 4). Auch soll die Meldepflicht Dritter nicht weitergehen als diejenige der Betroffenen selbst. 

Gemäss Registerharmonisierungsverordnung des Bundes (Art. 2 Bst. a) sind unter Kollektivhaushalten
Alters- und Pflegeheime, Wohn- und Erziehungsheime für Kinder und Jugendliche, Internate und Studenten-
wohnheime, Institutionen für Behinderte, Spitäler, Heilstätten und ähnliche Institutionen im Gesundheits-
bereich, Institutionen des Straf- und Massnahmenvollzugs, Gemeinschaftsunterkünfte für Asylsuchende,
Klöster und andere Unterkünfte religiöser Vereinigungen zu verstehen. Gemäss Vorschlag des Polizei-
vorsteherverbandes sind die Leiter von Kollektivhaushalten nicht nur per Jahresende, sondern monatlich
meldepflichtig (Abs. 3).
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Artikel 6; Mitwirkungspflicht

Die Meldepflichtigen haben bei der Erhebung der Registerdaten – im Rahmen der gesetzlichen Pflichten und
nicht weiter – durch die Einwohnerkontrolle mitzuwirken und die verfügbaren Belege für die Mutation von
Personendaten oder Identifikation der neuen Wohnadresse vorzuweisen (Abs. 1). Kommt die meldepflichtige
Person ihren Pflichten (Art. 4) nicht selber nach, haben deren Arbeitgeber, Vermieter oder Liegenschafts-
verwaltungen, Beherberger und Leiter von Kollektivhaushalten (Abs. 2) Anfragen der Einwohnerkontrolle
unentgeltlich zu beantworten. Eine subsidiäre Auskunftspflicht der Post besteht bereits von Bundesrechts
wegen (Art. 12 Abs. 2 RHG). 

Artikel 7; Heimatschein

Die Bestimmung entspricht inhaltlich den bisherigen kantonalen Bestimmungen zum Heimatschein (Art. 8
und 10 NAG). Die Verordnung des Bundes über den Heimatschein wurde mit dem Erlass der Zivilstands-
verordnung aufgehoben. Bislang galt der Heimatschein als Bürgerrechtsausweis der Schweizer Staats-
angehörigen im Inland. Grundlage für seine Ausstellung war das Familienregister, das inzwischen durch das
elektronische Personenstandsregister «Infostar» abgelöst wurde. Die Beibehaltung des Heimatscheines auf
kantonaler Ebene als Bindeglied zwischen dem Einwohnermelde- und Zivilstandswesen rechtfertigt sich
daher nur noch während eines beschränkten, aber nicht zu bezeichnenden Zeitraumes. Sobald die mass-
gebenden Daten der Schweizer Bürger im Infostar vollständig erfasst sind und die Daten den Einwohner-
kontrollen elektronisch bekannt gegeben werden, wird auf den «Heimatschein» verzichtet werden können.
Die geltende Regelung wird daher noch übernommen. Ein Heimatschein wird ausgestellt, wenn sich jemand
ausserhalb des Heimatortes niederlassen will.

Artikel 8; Heimatausweis

Der Heimatausweis wird nur durch die Einwohnerkontrolle der Niederlassungsgemeinde ausgestellt, wenn
sich jemand in einer anderen Gemeinde aufhalten will. Der Heimatausweis ist bei der Aufenthaltsgemeinde
zu hinterlegen; auch dies entspricht bisherigen Vorgaben (Art. 9 und 11 NAG). Der Stellungnahme des Polizei-
vorsteherverbandes entsprechend wird die Gültigkeit des Heimatausweises neu grundsätzlich auf ein Jahr
befristet, in begründeten Fällen (Lernende oder Studierende mit überjährigem Wochenaufenthalt am 
Lern- oder Studienort) können ausnahmsweise längere Gültigkeitsdauern vorgesehen werden. Der
Aufenthaltsort gilt als Niederlassungsort, wenn als Aufenthalter gemeldeten Personen der Nachweis nicht
gelingt, dass ihre Niederlassung tatsächlich anderswo liegt (Abs. 3; bisher Art. 11 Abs. 3 NAG).

Artikel 9; Wohnsitzbestätigung

Die in der Praxis gebräuchliche Wohnsitzbestätigung wird gesetzlich normiert. Die Wohnsitzbestätigung wird
von der Niederlassungsgemeinde ausgestellt (Art. 3 Bst. b RHG).

Artikel 10; Erneuerung von Ausweisen

Diese Bestimmung ist dem Gesetz über Niederlassung und Aufenthalt entnommen (Art. 12).

Artikel 11; Rückgabe

Der Forderung des Polizeivorsteherverbandes folgend, wurde aufgenommen, dass bekannt zu geben ist,
wohin der Wegzug erfolgt (bisher Art. 13 NAG).

Artikel 12; Austausch von Daten zwischen Einwohnerkontrollen

Der Kanton hat (Art. 10 RHG) die notwendigen Vorschriften zu erlassen, damit im Falle des Zu- oder Wegzugs
von Einwohnern die Daten zwischen den Einwohnerregistern elektronisch und verschlüsselt über eine
Datendrehscheibe (sedex) des Bundes ausgetauscht werden können. 

Artikel 13; Lieferung von Daten an Bund

Die Einwohnerkontrollen haben dem Bundesamt für Statistik vierteljährlich die aktuellen Datensätze
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Stichtage sind: 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. Dezember.
Die Daten müssen spätestens am letzten Tag des Folgemonats eintreffen.

Artikel 14; Lieferung von Daten an Kanton

Es wird die Grundlage für die Datenlieferung von den Gemeinden an den Kanton geschaffen (Abs. 1), um ihm
die Nutzung der Daten aus den Einwohnerregistern und anderen amtlichen Personenregistern zu ermöglichen.
Dem Kanton wird die Kompetenz erteilt, selber oder im Verbund mit anderen Kantonen eine zentrale
elektronische Datenplattform einzurichten (Abs. 2), um Daten für kantonale amtliche und statistische Zwecke
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nutzen zu können (vgl. Ziff. 4). Dies darf aber nur gestützt auf eine Grundlage in einer regierungsrätlichen
Verordnung geschehen (Abs. 3). So wird transparent, welche Daten gesammelt und für welche Zwecke sie
in welchem Umfang zur Verfügung stehen. Eine zentrale Datenplattform machte zusätzliche Meldung von
Änderungen in all jenen Bereichen unnötig, in denen die Daten der kantonalen Plattform verwendet werden.
Zieht beispielsweise jemand in seiner Wohngemeinde um, würde die von der Einwohnerkontrolle
vorgenommene Adressänderung auch allen weiteren Berechtigten bekannt; ihnen müsste keine zusätzliche
Meldung mehr erstattet werden. Der Regierungsrat hat hierzu die erforderlichen Bestimmungen zu erlassen.
Er kann auch den Gemeinden den Zugriff auf die kantonale Datenplattform für die Erfüllung ihrer Aufgaben
gewähren.

Artikel 15; Bekanntgabe von Daten

Die Berechtigung zur Weitergabe der schützenswerten Personendaten an andere Verwaltungsstellen
entspricht den vorgängigen Bestimmungen und der im Bundesrecht statuierten Datenaustausch- bzw.
Datenlieferungspflicht (Abs. 1). Unter Verwaltungsstellen sind sämtliche staatlichen Aufgabenträger zu
verstehen (Behörden, öffentlich-rechtliche Körperschaften usw.). Bezüglich Auskunft ändert sich nichts 
(Abs. 2 entspricht Art. 17 Abs. 3 NAG). Im Einwohnerregister ist die Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlich
oder auf andere Weise vom Kanton anerkannten Religionsgemeinschaft verzeichnet (Art. 6 Bst. l RHG). Neu
teilt die Einwohnerkontrolle den Kirchgemeinden auch Umzüge mit (Abs. 3); bisher bestand hierfür keine
gesetzliche Grundlage.

Artikel 16; Sperrung von Daten

Jeder Einwohner kann verlangen, dass Privaten über ihn keine Auskunft erteilt wird (bisher Art. 17 Abs. 5
NAG); neu wird auf das kantonale Datenschutzgesetz verwiesen, das die Sperrung ausführlich regelt. Die
systematische Weitergabe von Daten zu Werbezwecken bleibt ausdrücklich verboten (Abs. 2). 

Artikel 17; Einsichtsrecht

Diese Bestimmung entspricht jener im Gesetz über Niederlassung und Aufenthalt (Art. 16).

Artikel 18; Daten für Wohnungsidentifikator, Wohnungsnummerierung

Versorgungs- und Werkbetriebe der Gemeinden oder des Kantons können als Lieferanten von Elektrizität,
Gas oder Wasser über Daten verfügen, die zur Bestimmung oder Nachführung des Wohnungsidentifikators
nützlich sind. Daher sind diese Betriebe zu verpflichten, solche Daten auf Anfrage unentgeltlich zur
Verfügung zu stellen (Art. 8 Abs. 2 RHG). Die Bestimmung betrifft Versorgungs- und Werkbetriebe, die im
Auftrag von Gemeinden oder Kanton tätig sind, unabhängig von einer allfälligen rechtlichen Verselbst-
ständigung (Abs. 1). Für die Nachführung des Wohnungsidentifikators kann eine physische Wohnungs-
nummerierung, die beispielsweise auf dem Briefkasten und dem Mietvertrag angegeben ist, helfen (Art. 8
Abs. 3 RHG). Wie ein Haus selber eine Hausnummer hat, verfügt damit jede Wohnung innerhalb des Hauses
über eine Wohnungsnummer im GWR. Das Vorlegen des Mietvertrages bei der Anmeldung vereinfacht das
Nachführen des Wohnungsidentifikators. In Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen pro Stockwerk kann
sich eine eindeutige Wohnungsidentifikation ohne Nummerierung als schwierig erweisen. Die physische
Wohnungsnummerierung ist nicht erforderlich, wenn wegen Fehlens von grösseren Wohnhäusern und
Überbauungen oder in kleinräumigen Verhältnissen die Gebäude- und Wohnungsidentifikation einfach ist;
die Kompetenz zur physischen Wohnungsnummerierung wird den Gemeinden übertragen (Abs. 2). In allen
Fällen müssen die Wohnungs- und Gebäudeidentifikatoren im Einwohnerregister geführt werden. Sofern die
Gemeinden die physische Wohnungsnummer vorschreiben, ist die Wohnungsnummer von aussen gut
sichtbar anzubringen und im Mietvertrag anzugeben. Die Gemeinden haben das Nummerierungssystem zu
bestimmen und die Einzelheiten zu regeln. Die Gemeinden können auch eine nur administrative Wohnungs-
nummerierung führen, die weniger weit geht als die physische Wohnungsnummerierung.

Artikel 19; Verwendung der Versichertennummer

Die neue 13-stellige Versichertennummer ist eine eindeutige Identifikationsnummer, die jeder in der Schweiz
lebenden Person nach der Geburt zugeteilt wird. Sie ist unveränderlich und unabhängig von der Mutation
von Personenmerkmalen wie Zivilstands- oder Namensänderung. Sie ersetzt die AHV-Nummer. Sie muss in
den Einwohnerregistern geführt werden (Art. 6 RHG). Sie kann (Art. 50e Abs. 2 AHVG) von den mit dem
Vollzug der Sozialhilfe, der Steuergesetzgebung und der Prämienverbilligung in der Krankenversicherung
betrauten Stellen sowie von den Bildungsinstitutionen verwendet werden (Abs. 1). Sofern ein kantonales
Gesetz dies vorsieht, können weitere mit dem Vollzug des kantonalen Rechts befasste Stellen und
Institutionen die Versichertennummer zur Erfüllung ihrer Aufgaben systematisch verwenden. Namentlich im
Zusammenhang mit E-Government ist ein diesbezüglicher Bedarf denkbar. Dem Regierungsrat wird daher
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die Befugnis erteilt, weiteren Verwaltungsstellen die systematische Verwendung der Versichertennummer zur
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben zu erlauben.

Artikel 20; Gebühren

Die gebührenpflichtigen Tätigkeiten der Einwohnerkontrollen und die Gebührensätze werden wie bis anhin
im regierungsrätlichen Gebührentarif für die Einwohnerkontrollen geregelt.

Artikel 21; Rechtsschutz

Diese Bestimmung entspricht inhaltlich im Wesentlichen der bisherigen Regelung (Art. 22 NAG). Gestrichen
wurde der Hinweis auf den Rechtsschutz bei den politischen Rechten.

Artikel 22; Strafbestimmung

Weiterhin wird mit Busse bestraft, wer der einwohnerrechtlichen Melde-, Auskunfts-, Mitwirkungs- oder
Wahrheitspflicht nicht nachkommt oder gegen die Schriftenhinterlegungsvorschriften verstösst. Die
Bussenhöhe wird auf maximal 500 Franken begrenzt. Aufgehoben wird die Regelung, dass in leichten Fällen
von einer Anzeige Umgang genommen und eine Verwarnung ausgesprochen werden kann (Art. 21 Abs. 2
NAG). Bei leichten Fällen lässt sich unter Berufung auf das Opportunitätsprinzip von einer Strafverfolgung
absehen.

Artikel 23; Ausführungsbestimmungen

Die Ausführungsbestimmungen zum Vollzug dieses Gesetzes erlässt der Regierungsrat.

Artikel 24; Änderung bisherigen Rechts

Das Bundesgesetz über die politischen Rechte der Auslandschweizer, das seit 1. Januar 2009 umzusetzen
ist, hält fest (Stimmregister für Auslandschweizer; Art. 5b): «1Der Kanton legt fest, ob das Stimmregister für
Auslandschweizer zentral bei der Kantonsverwaltung oder bei der Verwaltung seines Hauptortes geführt
wird. 2 Die Stimmregister für Auslandschweizer können dezentral geführt werden, wenn: a. sie kantonsweit
harmonisiert sind und elektronisch geführt werden; oder b. die Daten regelmässig elektronisch an ein zentral
geführtes Stimmregister für Auslandschweizer weitergegeben werden.»

Da die Forderung nach E-Voting zunehmen wird und die Auslandschweizer bei uns nur in Bundessachen
stimm- und wahlberechtigt sind, kann es sich als sinnvoll erweisen, das Stimmregister für Auslandschweizer
zentral zu führen. Der Entscheid soll im Abstimmungsgesetz dem Regierungsrat delegiert werden (Art. 4a

neu). So kann je nach der Entwicklung bzw. den Bedürfnissen durch den Erlass einer regierungsrätlichen
Verordnung schnell gehandelt werden. Diese bescheidene Änderung kann mit dieser Vorlage der Lands-
gemeinde unterbreitet werden.

Artikel 25; Inkraftsetzung

Das Gesetz tritt nach der Verabschiedung durch die Landsgemeinde sofort in Kraft.

8. Beratung der Vorlage im Landrat

Die landrätliche Justizkommission unter Vorsitz von Landrat Marco Hodel, Glarus, befasste sich mit der
Vorlage. Eintreten war unbestritten. Die Kommission schlug einige Präzisierungen bei den Melde- und Mitwir-
kungspflichten und bei den Bestimmungen über den Heimatausweis vor. Zur Verstärkung des Datenschutzes
wird bei der Erfassung weiterer Daten im Einwohnerregister auf regierungsrätliche Anordnung hin nebst der
Anhörung der Gemeinden zwingend der Einbezug des Datenschutzbeauftragten vorgeschrieben. Zudem
schlug die Kommission eine Begrenzung der Bussenhöhe bei Verstössen gegen dieses Gesetz von maximal
500 Franken vor (Art. 22). Auf die zweite Lesung hin hielt sie an der Geltungsdauer des Heimatausweises von
einem Jahre fest, ermöglichte aber mit dem öffnenden «grundsätzlich» Ausnahmen, z. B. für Lernende und
Studierende oder dauernd ausserhalb der Gemeinde Berufstätige, die den Lebensmittelpunkt am bisherigen
Wohnort behalten, der auswärtige Wochenaufenthalt jedoch mehrere Jahre dauern kann. In solchen Fällen
soll der Heimatausweis nicht jedes Jahr zu erneuern sein. Die Ausnahmeregelung ist Sache der Gemeinde. 

Im Landrat wurde die Vorlage gut aufgenommen. Eintreten war unbestritten. Es wurde nochmals betont, das
neue Gesetz diene nicht nur der neuen Form der Volkszählung, sondern auch der Verbesserung von 
E-Government in Kanton und Gemeinden. In der Detailberatung wurde die erwähnte Ausnahmeregelung für
Lernende, Studierende oder auswärts Berufstätige eingefügt. Weitere Änderungsanträge wurden abgelehnt.
Die bereinigte Vorlage wird der Landsgemeinde einstimmig zur Zustimmung empfohlen. 
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9. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, dem Gesetzesentwurf zuzustimmen:

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die
Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer
amtlicher Personenregister

(Einführungsgesetz zum Registerharmonisierungsgesetz, EG RHG)

(Vom …… Mai 2009)

Die Landsgemeinde

gestützt auf Artikel 21 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 23. Juni 2006
über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher
Personenregister (Registerharmonisierungsgesetz, RHG) und Artikel 50e
Absatz 3 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHVG) sowie Artikel 69 Absatz 1 der Kantons-
verfassung (KV)

beschliesst:

I. Allgemeine Bestimmungen
Art. 1

Zweck und Geltungsbereich
1 Dieses Gesetz bezweckt in Ausführung des Registerharmonisierungs-
gesetzes die Regelung des Einwohnermeldewesens und die Vereinfachung
des Austausches von Daten zwischen den Einwohnerregistern und den wei-
teren amtlichen Personenregistern.
2 Für Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit gilt dieses Gesetz
unter Vorbehalt anderweitiger Bestimmungen, insbesondere derjenigen zum
Ausländerrecht.
3 Die in diesem Gesetz verwendeten Personen- und Funktionsbezeichnungen
beziehen sich auf beide Geschlechter.

Art. 2

Zuständigkeiten
1 Jede Gemeinde verfügt über eine Einwohnerkontrolle, die elektronisch ein
Einwohnerregister gemäss den Bestimmungen des Registerharmonisie-
rungsgesetzes führt.
2 Der Regierungsrat stellt die Koordination, Durchführung und Qualitätskon-
trolle der Registerharmonisierung sowie die Aufsicht über den Vollzug der
Vorschriften zum Einwohnermeldewesen sicher; er bezeichnet die hiefür
zuständigen Departemente.

Art. 3

Einwohnerregister
1 Das Einwohnerregister beinhaltet von jeder Person, die sich in der
Gemeinde niedergelassen hat oder sich in ihr aufhält, die Daten gemäss
Artikel 6 RHG.
2 Der Regierungsrat kann nach Anhörung der Gemeinden und unter Ein-
bezug des Datenschutzbeauftragten des Kantons die Erfassung weiterer
Daten im Einwohnerregister vorsehen, wenn dies für amtliche bzw. statis-
tische Zwecke erforderlich ist. Er legt die Identifikatoren und Merkmale fest,
soweit diese nicht durch das Bundesamt für Statistik vorgegeben sind.
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II. Meldepflichten
Art. 4

Meldepflichten Einwohner
1 Wer in eine Gemeinde zu-, in ihr um- oder aus ihr wegzieht, hat dies innert
14 Tagen der Einwohnerkontrolle zu melden.
2 Die gleiche Pflicht obliegt, unabhängig von der Begründung eines Wohn-
sitzes, für Personen, die eine selbstständige Erwerbstätigkeit in einer
Gemeinde aufnehmen oder eine solche aufgeben.
3 Von der Meldepflicht ist befreit, wer sich nur vorübergehend und nicht län-
ger als drei aufeinander folgende Monate oder drei Monate innerhalb eines
Jahres in einer Gemeinde aufhält.

Art. 5

Meldepflichten Dritter
1 Die Vermieter und Liegenschaftsverwaltungen haben den Ein- und Auszug
von meldepflichtigen Mietern innert 14 Tagen seit deren Kenntnis der Ein-
wohnerkontrolle zu melden.
2 Ebenfalls innerhalb von 14 Tagen haben Beherberger alle meldepflichtigen
Gäste zu melden.
3 Die Leiter von Kollektivhaushalten haben jeweils per Monatsende alle
meldepflichtigen Bewohner zu erheben und bis am 15. Tag des Folgemonats
zu melden.
4 Die Meldepflicht Dritter ersetzt nicht die persönliche Meldepflicht nach
Artikel 4.

Art. 6

Mitwirkungspflicht
1 Wer der Meldepflicht untersteht, hat die erforderlichen Angaben zur Person
vollständig und wahrheitsgetreu zu erteilen und die notwendigen Unter-
lagen, wie Zivilstandsdokumente, Mietverträge, Gerichtsurteile usw. vorzu-
legen.
2 Die Arbeitgeber, Vermieter, Liegenschaftsverwaltungen, Beherberger und
Leiter von Kollektivhaushalten haben im Rahmen ihrer gesetzlichen Pflich-
ten auf Verlangen der Einwohnerkontrolle unentgeltlich Auskunft über die
bei ihnen beschäftigten bzw. wohnhaften Personen zu geben.

III. Schriften
Art. 7

Heimatschein
1 Mit dem Heimatschein bescheinigt das Zivilstandsamt des Heimatortes,
dass jemand Bürger einer bestimmten Gemeinde ist.
2 Wer sich ausserhalb seines Heimatortes niederlassen will, benötigt einen
Heimatschein; er ist in der Niederlassungsgemeinde zu hinterlegen.
3 Die Einwohnerkontrolle der Niederlassungsgemeinde bestätigt die Hinter-
legung im Schriftenempfangsschein.

Art. 8

Heimatausweis
1 Die Einwohnerkontrolle der Niederlassungsgemeinde bescheinigt mit dem
Heimatausweis, dass der Heimatschein dort hinterlegt ist; der Heimataus-
weis ist grundsätzlich befristet auf ein Jahr.
2 Der Heimatausweis ist in der Aufenthaltsgemeinde zu hinterlegen, wenn
sich eine Person in einer Gemeinde länger als drei Monate gemäss Artikel 4
Absatz 3 aufhalten will; die Hinterlegung bestätigt die Einwohnerkontrolle
der Aufenthaltsgemeinde im Schriftenempfangsschein.
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3 Personen, die als Aufenthalter gemeldet sind, kann der Nachweis auferlegt
werden, dass ihre Niederlassung tatsächlich anderswo liegt. Gelingt dieser
Nachweis innert angesetzter Frist nicht, so gilt der Aufenthaltsort als
Niederlassung.

Art. 9

Wohnsitzbestätigung

Mit der Wohnsitzbestätigung bescheinigt die Einwohnerkontrolle die Nieder-
lassung in einer Gemeinde.

Art. 10

Erneuerung von Ausweisen
1 Hinterlegte Ausweise, deren Gültigkeitsdauer beschränkt ist, sind vor
Ablauf zu erneuern oder durch neue zu ersetzen.
2 Bei Änderung des Namens, des Bürgerrechts oder des Zivilstandes sind
die neuen Ausweise innert 30 Tagen bei der Einwohnerkontrolle zu hinterle-
gen.

Art. 11

Rückgabe

Wer aus einer Gemeinde wegzieht, hat gegen Erstattung des Schriftenemp-
fangsscheins Anspruch auf Rückgabe der hinterlegten Schriften; der Ort, an
den der Wegzug erfolgt, ist der Einwohnerkontrolle bekannt zu geben.

IV. Daten
Art. 12

Austausch von Daten zwischen Einwohnerkontrollen

Beim Zu- oder Wegzug einer Person tauschen die Einwohnerkontrollen die
Daten der Einwohnerregister elektronisch und verschlüsselt gemäss Artikel
10 RHG aus.

Art. 13

Lieferung von Daten an Bund

Die Daten der Einwohnerregister nach Artikel 6 RHG werden durch die Ein-
wohnerkontrollen dem zuständigen Bundesamt periodisch und unentgeltlich
gemäss den Vorgaben des RHG zur Verfügung gestellt.

Art. 14

Lieferung von Daten an Kanton
1 Die Daten der Einwohnerregister werden durch die Einwohnerkontrollen
dem Kanton unentgeltlich und elektronisch zur Verfügung gestellt.
2 Der Kanton kann die Personendaten sowie die Daten anderer amtlicher
Personenregister für die Erfüllung seiner Verwaltungsaufgaben nutzen und
hierzu eine zentrale elektronische Datenplattform errichten. Er kann auch
Datenplattformen für bestimmte Register in Zusammenarbeit mit anderen
Kantonen oder durch Dritte errichten und betreiben lassen.
3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbesondere welche Verwal-
tungsstellen den Zugriff auf die Daten der zentralen Datenplattform erhalten
und regelt die Auswirkungen auf die Meldepflichten. Er kann auch den
Gemeinden entsprechend Zugriff für die Erfüllung ihrer Verwaltungsauf-
gaben gewähren.

Art. 15

Bekanntgabe von Daten
1 Die Einwohnerkontrollen sind berechtigt und verpflichtet, allen Verwal-
tungsstellen diejenigen Daten zu übermitteln, welche diese zur Erfüllung
ihrer Aufgaben benötigen.
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2 Auskünfte an Dritte werden grundsätzlich nur auf persönliche Vorsprache
oder schriftliches Gesuch hin erteilt und sind beschränkt auf Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Heimatort sowie Adresse. Sie sind zu verweigern,
wenn begründeter Verdacht für eine missbräuchliche Verwendung besteht.
3 Bei Zu-, Weg- oder Umzug von Personen, die einer anerkannten Landes-
kirche angehören, teilt die Einwohnerkontrolle der betreffenden Kirche die
notwendigen Daten mit.

Art. 16

Sperrung von Daten
1 Die Sperrung der Bekanntgabe von Personendaten aus dem Einwohner-
register richtet sich nach Artikel 17 des kantonalen Gesetzes über den
Schutz von Personendaten.
2 Die systematische Weitergabe von Daten zu Werbezwecken ist unzulässig.

Art. 17

Einsichtsrecht

Der Bürger ist berechtigt, die ihn betreffenden Personendaten bei der Ein-
wohnerkontrolle einzusehen und die Berichtigung von Fehlern zu verlangen.

Art. 18

Daten für Wohnungsidentifikator, Wohnungsnummerierung
1 Versorgungs- und Werkbetriebe sowie andere registerführende Stellen des
Kantons und der Gemeinden, die im Besitze von Daten zur Bestimmung
oder Nachführung des Wohnungsidentifikators sind, stellen diese der Ein-
wohnerkontrolle und der Bauverwaltung unentgeltlich zur Verfügung.
2 Die Gemeinden können eine physische Wohnungsnummerierung vor-
schreiben. In diesem Fall ist die Wohnungsnummer ausserhalb der Woh-
nung gut sichtbar anzubringen und im Mietvertrag anzugeben.

Art. 19

Verwendung der Versichertennummer
1 Die nach Artikel 50e Absatz 2 AHVG vorgesehenen Verwaltungsstellen
dürfen die Versichertennummer für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben
systematisch verwenden.
2 Der Regierungsrat kann weiteren Verwaltungsstellen die systematische
Verwendung der Versichertennummer zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga-
ben erlauben.

V. Gebühren
Art. 20

Der Regierungsrat bezeichnet die gebührenpflichtigen Tätigkeiten und legt
den Gebührentarif fest.

VI. Rechtsschutz und Sanktionen
Art. 21

Rechtsschutz

Der Rechtsschutz richtet sich nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz.

Art. 22

Strafbestimmung

Wer der Melde-, Auskunfts-, Mitwirkungs- oder Wahrheitspflicht nach die-
sem Gesetz nicht nachkommt oder trotz Aufforderung die Schriften nicht
hinterlegt, wird mit Busse bis zu 500 Franken bestraft.
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Art. 23

Ausführungsbestimmungen

Der Regierungsrat erlässt zum Vollzug dieses Gesetzes die erforderlichen
Ausführungsbestimmungen.

VII. Schlussbestimmungen
Art. 24

Änderung bisherigen Rechts

Es werden folgende Erlasse geändert:
a. Gesetz vom 1. Mai 1983 über Niederlassung und Aufenthalt:

Aufgehoben.
b. Gesetz vom 7. Mai 1989 über die Wahlen und Abstimmungen an der Urne:

Art. 4a (neu)
Stimmregister für Auslandschweizer
1 Der Regierungsrat legt fest, ob das Stimmregister für Auslandschweizer
zentral bei der Kantonsverwaltung oder der Verwaltung des Hauptortes
geführt wird oder dezentral bei den Gemeinden.
2 Die Stimmrechtsbescheinigung für Auslandschweizer stellt jene Stelle
aus, welche das Stimmregister führt.

Art. 25

Inkraftsetzung

Dieses Gesetz tritt sofort in Kraft.

§ 8 Änderung des Steuergesetzes

Die Vorlage im Überblick

Die heutige Steuerbelastung beruht auf dem per 2001 total revidierten Steuergesetz. Änderungen ergaben
sich durch einige zusätzliche bzw. erhöhte Abzüge für gewisse natürliche Personen, veränderte Steuer-
füsse der Gemeinden, höhere Bausteuer (4 statt 2% von 2001 bis 2006) sowie eine tarifliche Erleichterung
für zusammen besteuerte Steuerpflichtige, während die Tarifvorgaben (Ausnahme juristische Personen)
zumeist unverändert blieben. Im Vergleich verschlechterte sich die Position des Kantons Glarus
gleichwohl bedeutend, weil viele Kantone Massnahmen zur steuerlichen Entlastung trafen. 

Die Position ist zu verbessern. Entlastungen für natürliche Personen steigern die Attraktivität des
Wirtschafts- und Wohnraums Glarus weiter, nachdem bereits die Landsgemeinde 2007 die Familien ent-
lastete und diejenige von 2008 den juristischen Personen beträchtliche Einsparungen brachte. Steuer-
senkungen bei den Einkommenssteuern sollen nun sämtlichen natürlichen Personen zugute kommen. Es
wird der Tarif angepasst sowie ein Teilsplitting-Faktor für gemeinsam besteuerte Ehepaare von 1,6
verankert; er bricht deren Steuerprogression und reduziert die Steuerbelastung vor allem bei Einkommen
zwischen 50 000 und 300 000 Franken, also beim Mittelstand. Damit kann Abwanderung vorgebeugt und
die Attraktivität für Zuzüger aus diesem Einkommenssegment verbessert werden. Der Kinderabzug wird
auf 7000 Franken erhöht, um Familien zusätzlich zu entlasten. Tiefer belastet werden auch Kapitalleistungen
aus Vorsorge. Zudem können bei den juristischen Personen die Kapitalsteuern an die Gewinnsteuern
angerechnet werden. Die Massnahmen führen zu Ausfällen von rund 15,7 Millionen Franken bei der
einfachen Steuer (Kanton 10,6, Gemeinden 5,1 Mio. Fr.) und von 3,3 Millionen Franken bei den Steuer-
zuschlägen. Das Ziel – Belastung im schweizerischen Mittel – wird damit erreicht, was die Position des
Kantons im interkantonalen und internationalen Standortwettbewerb verbessert.

Weitere Änderungen erfordert die Gesetzgebung des Bundes (Unternehmenssteuerreform II, straflose
Selbstanzeige). Die Unternehmenssteuerreform II tritt gestaffelt in Kraft. Per 1. Januar 2009 treten die
Teilbesteuerung der Dividenden für qualifizierte Beteiligungen zur Milderung der wirtschaftlichen Doppel-
belastung sowie die Möglichkeit der Anrechnung der Gewinn- an die Kapitalsteuer bei den Kantonen in
Kraft. Ab gleichem Datum gilt das Bundesgesetz über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in
Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kantone müssen ihre Gesetzgebung auf
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